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TOP II  Prävention  

  Titel:  Prinzipien guter Prävention und Gesundheitsförderung  

Entschließungsantrag  

  
Von:  Dr. Heinrich-Daniel Rühmkorf als Delegierter der Ärztekammer Berlin 

Dr. Julian Veelken als Delegierter der Ärztekammer Berlin 

Dr. Eva Müller-Dannecker als Delegierte der Ärztekammer Berlin 

 

 

DER DEUTSCHE ÄRZTETAG MÖGE FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG FASSEN:  
   

Gesundheit als soziale Ressource 

Gesundheit beeinflusst die Möglichkeiten eines Menschen zur gesellschaftlichen 

Teilhabe. Um die Gesundheit und die Lebensqualität aller Mitglieder der Gesellschaft zu 

verbessern, sind Prävention und Gesundheitsförderung unverzichtbar. Gesundheit ist 

damit nicht nur ein individuelles, sondern auch ein gesellschaftliches Potenzial, das es zu 

stärken gilt. Unstrittig ist auch, dass Maßnahmen der Prävention und 

Gesundheitsförderung qualitätsgesichert sein sollen, um nachhaltig die erwünschten 

Veränderungen herbeizuführen. 

Der 117. Deutsche Ärztetag 2014 unterstützt daher die grundlegenden Prinzipien der 

Bundesvereinigung Prävention und Gesundheitsförderung e.V. (BVPG) und empfiehlt ihre 

Berücksichtigung bei der praktischen Umsetzung von entsprechenden Maßnahmen. 

1. Autonomie und Empowerment 

Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung respektieren die Autonomie jedes 

Menschen. Die Maßnahmen sollen deshalb eine informationsbasierte, selbstbestimmte 

Entscheidung in allen Bereichen fördern, die Einfluss auf die eigene Gesundheit haben. 

Personen und Gruppen sollen befähigt werden, selbstbestimmt ihr Leben und ihre 

Gesundheit sowie die Gesundheit anderer zu gestalten. Dies setzt unter anderem auch 

voraus, dass sich die Durchführenden von Maßnahmen der Prävention und 

Gesundheitsförderung gegenüber der Zielgruppe aufrichtig und ehrlich verhalten. Die 

psychischen, physischen und sozialen Ressourcen des Einzelnen müssen gestärkt und 

durch seine Lebenswelt gefördert, Risiken für Erkrankungen und Unfälle müssen 

abgebaut werden. 

2. Partizipation 

Vertreterinnen und Vertreter der jeweiligen Zielgruppe sollen - soweit dies die 

Rahmenbedingungen zulassen - alle Phasen einer Maßnahme aktiv mitgestalten und 

mitentscheiden. Dies umfasst die Bedarfsanalyse, die Planung, die Durchführung und die 
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Bewertung. Partizipation ermöglicht die Ausrichtung von Maßnahmen am Bedarf der 

Zielgruppen und erhöht damit die Wirksamkeit der Maßnahmen. Partizipative Prozesse 

tragen zum Empowerment der Zielgruppe bei und sind ein Ausdruck des Respekts vor 

deren Autonomie. 

3. Lebenswelt- und Lebensstilbezug 

Die Gesundheit eines Menschen wird maßgeblich durch seine soziale Lage, durch seine 

ökonomischen, ökologischen Lebensbedingungen, durch individuelle, auch kulturell 

geprägte Lebensstile sowie durch politische Rahmenbedingungen beeinflusst. 

Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung sollen daher in den Lebenswelten 

der Zielgruppe verankert werden. Sie sollen für die Zielgruppe relevant sein und deren 

Möglichkeiten und Restriktionen, ihren Lebensstil und ihren sozialen und kulturellen 

Kontext angemessen berücksichtigen. Lebenswelten, die für Maßnahmen der Prävention 

und Gesundheitsförderung besonders wichtig sind, sind Familien, Kindertagesstätten, 

Bildungseinrichtungen, Betriebe, Vereine, Senioreneinrichtungen sowie Stadtteile. In 

bestimmten Fällen kann allerdings der Individualansatz geeigneter sein, um die 

Gesundheit einer Person zu fördern. 

4. Gesundheitliche Chancengleichheit 

Alle Menschen haben einen gleichberechtigten Anspruch auf ein gesundes Leben. 

Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung dürfen keine Person bzw. keine 

Personengruppe diskriminieren. Ein besonderes Augenmerk soll jedoch den sozial 

Benachteiligten gelten. Da mit einer sozialen Benachteiligung häufig auch eine 

gesundheitliche Benachteiligung in Form einer gesteigerten Krankheitslast einhergeht, 

muss dieser mit besonderer Beachtung entgegengewirkt und es müssen gesundheitliche 

Chancen eröffnet werden. 

5. Konzeptbasierung 

Für Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung muss ein praktikables 

Konzept vorliegen. Dieses Konzept 

 berücksichtigt aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse und bereits 

qualitätsgesicherte Interventionsansätze,  

 achtet auf eine ausreichende Ressourcenausstattung; hierzu zählen unter anderem 

finanzielle Mittel, eine angemessene Laufzeit sowie die Planung und Umsetzung 

durch qualifiziertes und informiertes Personal,  

 beinhaltet eine Bedarfs- und Bestandsanalyse,  

 beschreibt das zugrunde gelegte Wirkungsmodell,  

 setzt "smarte" Ziele (die Ziele sollen spezifisch, messbar, angemessen, realistisch, 

zeitlich terminiert und ethisch vertretbar/reflektiert/begründet sein),  

 bestimmt die Zielgruppe/n sowie geeignete Vermittlungswege,  

 dokumentiert den angestrebten Grad der Zielerreichung und die Art seines 

Nachweises und  
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 zeigt auf, wie eine Verstetigung der Maßnahme erfolgen soll. 

6. Evaluation 

Neu entwickelte Interventionsansätze sollen immer evaluiert werden. Doch auch etablierte 

Interventionen sollen durch regelmäßige Prozesse der Qualitätssicherung eine hohe 

Qualität ihres Handelns gewährleisten. Auf diese Weise wird die Wahrscheinlichkeit, dass 

eine Maßnahme ihre angestrebte Wirksamkeit entfaltet, erhöht werden. Die Art und der 

Umfang einer Evaluation sind dabei dem Umfang und der Bedeutung einer Maßnahme, 

dem jeweiligen Erkenntnisinteresse und den Ressourcen der durchführenden 

Organisation anzupassen. Evaluations- und Forschungsergebnisse zu Maßnahmen der 

Prävention und Gesundheitsförderung sollen veröffentlicht werden, um auch andere von 

den eigenen Erfahrungen profitieren zu lassen. 

7. Nachhaltigkeit 

Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung sollen nachhaltig ausgerichtet 

sein. Mögliche unbeabsichtigte Wirkungen und negative (Spät-)Folgen - etwa für einzelne 

Bevölkerungsgruppen und/oder künftige Generationen - sollen frühzeitig berücksichtigt 

und gegebenenfalls behoben werden. Maßnahmen nachhaltig umzusetzen bedeutet aber 

auch, möglichst langfristige, über das Ende der Maßnahme hinausreichende Wirkungen 

zu erzeugen. Dafür sind ein gesicherter finanzieller Rahmen und der Aufbau stabiler 

Strukturen die Voraussetzung. Nachhaltigkeit in diesem Sinne setzt zudem eine starke 

Vernetzung aller beteiligten gesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure untereinander 

voraus. Dies schließt die staatlichen Akteurinnen und Akteure ein und erfordert eine enge 

Abstimmung der unterschiedlichen Politik-Ressorts untereinander. Nur auf diese Weise 

können Synergien genutzt und unerwünschte Parallelentwicklungen vermieden werden. 

 


